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„Ein verantwortlicher Politiker, ein Staatsmann kann eins ganz gewiß nicht, er kann nicht 

einfach in das Nichthandeln ausweichen, nur weil es keine Möglichkeit des Handelns ohne 

Schattenseiten gibt; dann nämlich handeln andere über diesen Politiker und sein Land 

hinweg, und dann kommt dieses Land bestimmt ins Hintertreffen.“1  

 
Konrad Adenauer, 1952 

 
„Nichts kommt von selbst. Und nur wenig ist von Dauer. Darum – besinnt Euch auf Eure 

Kraft und darauf, daß jede Zeit eigene Antworten will und man auf ihrer Höhe zu sein hat, 

wenn Gutes bewirkt werden soll.“2   Willy Brandt, September 1992  

 

 

   

Die Zukunft der deutschen Politik? 

 

 
1  Konrad Adenauer, Interview mit Ernst Friedlaender, 5. März 1952, Bulletin Nr. 27/52; zitiert nach 

Konrad-Adenauer-Stiftung, Zitate. Interview in der Zeit der Verhandlungen über die Westbindung. 
2  Willy Brandt, Grußbotschaft, Berlin, 15. September 1992 (verlesen von Hans-Jochen Vogel); 

Bundeskanzler-Willy-Brandt-Stiftung. Brandt starb am 8. Oktober 1992. 
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„Es werden einst Geschichtsbücher geschrieben über die Jahre, die vor uns liegen … 

Nehmen diese Bücher ein schlechtes Ende, dann waren es die Gedankenlosigkeit und der 

Opportunismus vieler, die dafür die Verantwortung tragen.“  

Justus Bender 20253 
 

 

  

 
3  Justus Bender, Was will die AfD – eine Partei verändert Deutschland, Neuausgabe 2025. Seite 224.  
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I.  DAS SCHWERT DES GRUNDGESETZES  

 

Die erfolgreichsten Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten Deutschlands zeigen, dass 

man Wahlen gewinnen kann, ohne sich von der AfD einschüchtern zu lassen. Viele von ihnen 

haben die Gefahr, die Deutschland und Europa durch diese Partei droht, immer klar benannt. 

Nun gilt es, klaren Worten entschlossene Taten folgen zu lassen.  

 

In diesem Sommer haben Deutschlands Ministerpräsidenten im Bundesrat die vielleicht letzte 

Gelegenheit, das Momentum einer verfassungsfeindlichen, Putin-freundlichen Dexit-Partei zu 

stoppen, bevor diese irreparablen Schaden anrichten wird. Es geht jetzt darum, dass eine bereits 

bestehende Mehrheit von Ministerpräsidenten, die sich in der Vergangenheit deutlich zur AfD 

geäußert haben, das „schärfste Schwert des Grundgesetzes“ zieht und handelt. Es geht darum, 

in einem Moment der Verunsicherung Demokraten in ganz Europa zu zeigen: Die deutsche 

Demokratie ist wehrhaft und bereit zu kämpfen. Deutsche Demokraten werden sich nie wieder 

ohne Widerstand einer unheiligen Allianz beugen, wie jener, die in den letzten Monaten 

zwischen der AfD und Putins Russland ganz offen geschmiedet wurde. Deutsche Demokraten 

werden nie wieder kampflos einer Partei Kontrolle über Ministerien und die Polizei übergeben, 

die in Wahlkämpfen verfassungsfeindliche millionenfache „Remigration“, ethnische 

Säuberungen und menschenwürdewidrige Diskriminierung von Minderheiten verspricht. Und 

die sich aktiv kämpferisch mit jenen vernetzt, die solche Maßnahmen anderswo bereits 

umsetzen.  

 

Allerdings könnte dieser Sommer die letzte Gelegenheit sein, diese unheilvolle Entwicklung zu 

stoppen. Es ist möglich, dass die AfD durch historische Siege bei Landtagswahlen im Herbst 

2026 das erreicht, was in der Geschichte so oft entscheidend war – historisches Momentum. 

Bildet die AfD eine Regierung in Sachsen-Anhalt, droht ein Dammbruch. Dieser würde sich 

vor dem bedrohlichen Hintergrund des blutigsten Krieges in Europa seit 1945 vollziehen, mit 

einem aggressiven Russland, das auf einen Sieg der AfD setzt und gleichzeitig all jene 

Demokratien in Europa militärisch bedroht, die die AfD für eine Verständigung mit Putin 

opfern würde.  

 

In den letzten Jahren hat es diesbezüglich nicht an Warnungen gefehlt. Der Präsident des 

Bundesnachrichtendienstes, Bruno Kahl, warnte im Juni 2025, in Moskau gebe es Leute, die 

nicht mehr glaubten, dass Artikel 5 der NATO funktioniere, „und sie würden das gerne 

testen“.4  Der dänische Militärnachrichtendienst nennt drei Szenarien: einen lokalen Krieg 

gegen ein Nachbarland binnen sechs Monaten nach einem Stopp in der Ukraine, eine glaubhafte 

Bedrohung mehrerer NATO-Staaten im Ostseeraum binnen zwei Jahren und einen 

großangelegten europäischen Krieg binnen fünf Jahren, falls die USA fernblieben und die 

NATO nicht aufrüstete.5 Der niederländische Dienst hält einen regionalen Konflikt gegen die 

NATO binnen eines Jahres nach einem Ende des Ukrainekriegs für möglich; Russland treffe 

schon jetzt „konkrete Vorbereitungen“.6 NATO-Generalsekretär Mark Rutte sagte in Berlin im 

Dezember 2025, „wir sind Russlands nächstes Ziel“, und Moskau könnte binnen kurzem in der 

Lage sein, militärische Gewalt gegen das Bündnis einzusetzen.7  

 

 
4  Bruno Kahl, Präsident des Bundesnachrichtendienstes, im Podcast „Table.Today“, Juni 2025; 

Tagesspiegel, 13. Juni 2025. 
5  Forsvarets Efterretningstjeneste (FE), Intelligence Outlook 2025, 11. Februar 2025, sowie Lagebild zur 

hybriden Bedrohung, 3. Oktober 2025 (fe-ddis.dk). 
6  Militaire Inlichtingen - en Veiligheidsdienst (MIVD), Jahresbericht, veröffentlicht am 21. April 2026. 
7  Mark Rutte, Rede in Berlin, 11. Dezember 2025: „We are Russia’s next target“ Er verwies auf eine 

russische Produktion von rund 2.000 Raketen und etwa 2.900 Angriffsdrohnen pro Monat sowie auf einen 

eskalierenden hybriden Krieg. 

https://www.tagesspiegel.de/politik/wir-haben-dafur-belege-bnd-chef-warnt-vor-uberlegungen-in-russland-die-nato-anzugreifen-13826593.html
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Russland testet das Bündnis bereits. Rund zwanzig russische Drohnen drangen im September 

2025 nach Polen ein. Luftraumverletzungen, Sabotage und Drohnenvorfälle an Flughäfen 

folgten auf dem ganzen Kontinent. Der tschechische Präsident Petr Pavel warnte, Russland 

habe gelernt, seine Provokationen „knapp unter“ der Schwelle zu halten, die Artikel 5 der 

NATO auslösen würde. Polens Außenminister Radoslaw Sikorski sagte, die Vorstellung, die 

Vorfälle seien Zufall gewesen, widerspreche jeder Vorstellungskraft.8 Über Putin sagte ein 

Vertrauter einmal, er lasse nie eine Gelegenheit aus, eine sich bietende Lücke zu nutzen.9 

Abschreckung ist dann erfolgreich, wenn keine solche Lücke sichtbar wird.  

 

Zur militärischen Drohkulisse tritt in Deutschland nun eine politische Gefahr. Moskau hat seine 

lange eher verdeckte Nähe zur AfD längst vollkommen offen gemacht. Beim St. Petersburger 

Internationalen Wirtschaftsforum Anfang Juni 2026 traf der AfD-Bundestagsabgeordnete 

Markus Frohnmaier am Rande der Tagung Kirill Dmitrijew, Putins Sondergesandten und Chef 

des russischen Staatsfonds, der weltweit als Chefunterhändler in den Ukraine-Gesprächen mit 

den USA bekannt wurde. Auch der sächsische AfD-Landeschef Jörg Urban war in Putins 

Heimatstadt zu Gast.10 Wie eng die Kontakte der AfD vor Ort waren, beschreibt der Spiegel: 

Frohnmaier, der oberste Außenpolitiker seiner Fraktion, traf am Rande des Forums Andrej 

Klimow, der im russischen Föderationsrat die Kommission zum Schutz der staatlichen 

Souveränität leitet und an den Gesetzen gegen „ausländische Agenten“ und „unerwünschte 

Organisationen“ maßgeblich beteiligt war, mit denen Moskau unabhängige Journalisten und 

Nichtregierungsorganisationen kriminalisiert.11 Frohnmaier traf Gazprom-Chef Alexej Miller. 

Als weiterer AfD-Vertreter reiste der EU-Abgeordnete Petr Bystron an. Am deutlichsten sprach 

dabei Kirill Dmitrijew. Auf der Plattform X nannte er die AfD bereits Mitte Mai 2026 „die 

Hoffnung für die Deutschen“; nach dem Treffen mit Frohnmaier in St. Petersburg schrieb er, 

er freue sich darauf, „gemeinsam mit der AfD, Deutschlands beliebtester Partei, eine großartige 

Zukunft zu gestalten“.12 Schon im Oktober 2025 hatte er den Erfolg der Partei damit erklärt, 

dass sie sich gegen „unkontrollierte Einwanderung, Lügen und Zensur“ stelle.13 Auch andere 

Kreml-Vertreter äußern sich so: Dmitri Medwedew, der stellvertretende Vorsitzende des 

russischen Sicherheitsrats, nannte die AfD im November 2025 eine „sehr angesehene“ 

politische Kraft, die unter „enormem Druck“ stehe und deren Vertreter „beinahe des 

Hochverrats“ beschuldigt würden.14 

 

 

 
8  Belfer Center (5. Februar 2026) und zeitgleiche Berichterstattung: Am 9. September 2025 drangen rund 

zwanzig russische Drohnen in den polnischen Luftraum ein, gefolgt von Luftraumverletzungen über den 

baltischen Staaten und Drohnensichtungen an Flughäfen in Kopenhagen, Oslo, München und Brüssel. 

Petr Pavel: Moskau halte seine Aktionen „slightly below“ der Artikel-5-Schwelle; Radoslaw Sikorski: 

die Behauptung, die Verletzungen seien Zufall gewesen, „defies imagination“.  
9  Zitiert in Institut Montaigne, Szenarien zu NATO und der russischen Bedrohung (November 2025). 
10  Kyiv Independent, Euronews und TASS, Juni 2026: Das St. Petersburger Internationale Wirtschaftsforum 

fand vom 3. bis 6. Juni 2026 statt.  
11  Der Spiegel, Bericht zur AfD-Delegation beim Wirtschaftsforum in Sankt Petersburg, Anfang Juni 2026, 

spiegel.de.  
12  Kirill Dmitrijew auf X am 15./16. Mai 2026 in Reaktion auf eine Infratest-dimap-Umfrage aus 

Mecklenburg-Vorpommern (AfD rund 36 Prozent) „The AfD has become a HOPE for Germans“; am 3. 

Juni 2026 nach dem Treffen mit Frohnmaier „Looking forward to building a great FUTURE together 

with AfD, Germany’s most popular party“. Berichtet u.a. von dpa und TASS.  
13  Kirill Dmitrijew, Oktober 2025, zu hohen AfD-Umfragewerten: Die Partei sei erfolgreich, weil sie sich 

gegen „uncontrolled immigration, lies and censorship“ wende. 
14  Dmitri Medwedew gegenüber RIA Nowosti, 14. November 2025 (wiedergegeben in Iswestija). 
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Kirill Dmitrijew, Putins rechte Hand, 3. und 6. Juni 2026. 

 

 

Diese offene Umarmung hat ihr Echo bei jenen Vordenkern, die in kremlnahen Netzwerken 

den Ton gegen Europa angeben. Alexander Dugin, Vordenker des Neoeurasismus, erklärt 

schon lange, allein die AfD verkörpere noch den „gesunden Menschenverstand“ der Deutschen, 

und Russland müsse mit ihr die Zusammenarbeit suchen.15 Die Verbindungen reichen weit 

zurück: Schon 2015 traf Alexander Gauland in St. Petersburg Dugin, dessen Ideen er 

„intellektuell interessant“ nannte.16 Wie offen Drohungen der russischen Freunde der AfD 

heute vorgetragen werden, zeigte auch Konstantin Malofeev, ein wegen der Destabilisierung 

der Ukraine von der Europäischen Union, den Vereinigten Staaten und Kyjiw sanktionierter 

Oligarch. Er tat dies auf eben jenem St. Petersburger Forum, an dem die AfD-Delegation 

teilnahm. Im offiziellen Programm stellte er gemeinsam mit einer Expertengruppe – darunter 

Alexander Dugin – einen Bericht zu „Szenarien für Russlands Zukunft“ vor. Das aus Sicht der 

Autoren beste Szenario sieht für das Jahr 2036 den Einsatz von Atomwaffen, den Zerfall der 

Europäischen Union sowie die Einnahme von Kyjiw und Odesa und die vollständige 

Unterwerfung der Ukraine vor; bis 2050 soll Russland eine eigene eurasische „Großregion“ 

und die „Dreieinigkeit des russischen Volkes“ verwirklichen. 17  Auf Deutschland blickt 

Malofeev dabei mit Zuversicht: Dort werde, so prognostizierte er, nicht mehr die CDU, sondern 

die AfD die bestimmende politische Kraft des Landes sein.18 

 

Am 6. September 2026 wählt Sachsen-Anhalt. Umfragen sahen die AfD im Mai bei rund 41 

Prozent und die CDU bei etwa 26 – die AfD verdoppelte damit annähernd ihr Ergebnis von 

2021, während die CDU deutlich unter ihr letztes fiel.19 Wenn mehrere kleinere Parteien an der 

Fünf-Prozent-Hürde scheitern, kann ein Stimmenanteil von 41 Prozent in eine absolute 

 
15  Zum Profil Dugins und zum Feindbild Europa vgl. Kerstin Holm, Europa als Feindbild: So denken Putins 

Kriegsphilosophen, FAZ, 9. Februar 2026. Zur Position zur AfD: Alexander Dugin, Germany Seeks an 

Alternative, arktosjournal.com, 25. Februar 2025. 
16  Anton Shekhovtsov sowie illiberalism.org, Connections between German Far Right and Russia. 
17  Meduza, Orthodox oligarch Konstantin Malofeev presents Russia’s future scenarios at economic forum 

– the ‚positive‘ one involves a nuclear strike, 4. Juni 2026, meduza.io; vgl. das offizielle Programm des 

St. Petersburger Internationalen Wirtschaftsforums (forum-spb.ru). 
18  Konstantin Malofeev auf seinem Telegram-Kanal (Zargrad), 31. März 2026. 
19  Infratest dimap, Sachsen-Anhalt-TREND, Mai 2026: AfD etwa 41 Prozent, CDU etwa 26 Prozent; 2021 

erzielte die AfD 20,8 Prozent und die CDU 37,1 Prozent.  
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Mehrheit der Sitze umschlagen. Die AfD könnte dann in Magdeburg allein regieren.20 Zwei 

Wochen später, am 20. September, wählen Mecklenburg-Vorpommern und Berlin. Hier im 

Nordosten führt die AfD ebenfalls die Umfragen an, vor der regierenden Sozialdemokratin 

Manuela Schwesig; in Berlin liegt die Partei nicht vorn, steuert aber auch auf ihr bislang 

stärkstes Ergebnis in der Hauptstadt zu. 21  Eine von der AfD geführte Landesregierung in 

Sachsen-Anhalt würde erstmals die Polizei eines Bundeslandes kontrollieren. Und sie hätte 

erstmals einen Sitz und die Stimmen des Landes im Bundesrat, der Kammer der Länder.22 

 

Damit drohen dann auch die Argumente für die Brandmauer gegenüber der AfD wegzubrechen. 

In den ostdeutschen Ländern, wo Kommunalpolitiker der täglichen Arithmetik von Räten und 

Ausschüssen gegenüberstehen, ist der Druck zur Zusammenarbeit am größten. Die Wirkung 

auf die traditionellen Parteien wäre gravierend. Die Union, derzeit geführt von einem Kanzler 

auf einem historischen Tief, wäre hin- und hergerissen zwischen Halten und Brechen der 

Grenze.23 Die SPD wiederum liegt bundesweit auf einem historischen Tief von rund zwölf bis 

dreizehn Prozent, ihre Führung steht unter wachsendem Druck. 24  Der entscheidende 

Umschwung könnte in diesem Szenario aber auch aus der Wirtschaft kommen: Wenn 

Instabilität zunimmt und andere Koalitionen unmöglich werden, beginnen Teile der deutschen 

Wirtschaft, aus Gründen der Regierbarkeit dafür zu plädieren, die AfD als normale Partei zu 

behandeln. Das war das Szenario, das Justus Bender in seinem Buch über die AfD 2017 

beschrieb: Ein Gedankenspiel, wie es der AfD mit dem Erreichen von 28 Prozent bei einer 

Bundestagswahl gelingen könnte, im Jahr 2026 den Bundeskanzler zu stellen und dann das 

Land und Europa grundlegend zu verändern.25  

 

Dies ist keine Prognose. Es ist aber ein sehr realistisches Szenario. Daran knüpft sich eine 

Warnung: Wenn Deutschlands demokratische Kräfte ihren Worten Taten folgen lassen und 

gegen die AfD vorgehen wollen, dann gilt es, das Zeitfenster des Handelns nicht verstreichen 

zu lassen, wie dies deutsche Regierungen zwischen 1930 und 1933, und italienische 

Demokraten zwischen 1922 und 1925, taten. Es gilt, sich in einer Stunde der Gefahr, die an das 

Europa zwischen 1948 und 1958 erinnert, von Konrad Adenauer inspirieren zu lassen, und 

entschlossen die deutsche Demokratie gegen innere und äußere Feinde zu verteidigen. Der 

Franzose Jean Monnet, später einer der großen Gründer des demokratischen 

Nachkriegseuropas, warnte im Sommer 1940: „Alles ist möglich in den außergewöhnlichen 

Augenblicken, vorausgesetzt, man ist bereit und hat einen klaren Plan in dem Moment, in dem 

alles verworren ist.“26 Die AfD und ihre Verbündeten in Moskau und Übersee haben einen Plan 

und die Entschlossenheit, ihn umzusetzen. Die Verteidiger der Demokratien brauchen heute 

Mut und Entschlossenheit, um erfolgreich das zu verteidigen, was dieser Generation von den 

deutschen Gründern, von Adenauer und Brandt, als großartiges Erbe übergeben wurde.   

 
20  Dieselbe Arithmetik verschaffte der SPD 2022 im Saarland mit 43,5 Prozent der Stimmen eine absolute 

Mehrheit der Sitze, nachdem Grüne, FDP und Linke an der Fünf-Prozent-Hürde gescheitert waren. In 

Sachsen-Anhalt liegen FDP, BSW und Grüne an oder nahe der Schwelle. 
21  Mecklenburg-Vorpommern und Berlin wählen beide am 20. September 2026. In Mecklenburg-

Vorpommern führt die AfD (Spitzenkandidat Leif-Erik Holm) die Umfragen vor der SPD an; in Berlin 

liegt derzeit die CDU vorn, während SPD, Grüne, Linke und AfD enger beieinander liegen. 
22  Eine von der AfD geführte Landesregierung würde die vier Stimmen Sachsen-Anhalts im Bundesrat 

kontrollieren; bislang war keine von der AfD geführte Regierung dort vertreten. 
23  YouGov (15 Prozent) und Politbarometer der Forschungsgruppe Wahlen (26 Prozent), Mai/Juni 2026:  
24  Bundesweite Umfragen, Juni 2026 (DAWUM-Mittel und YouGov).  
25  Justus Bender, Was will die AfD – Eine Partei verändert Deutschland, Erstauflage 2016. Dazu mehr hier 

bei ZDF, Markus Lanz, 30 Januar 2025, ab Minute 19.  
26  Jean Monnet, Mémoires; Institut Jean Monnet, „Citations de Jean Monnet“ (institutjeanmonnet.eu).  

https://www.zdf.de/play/talk/markus-lanz-114/markus-lanz-vom-30-januar-2025-102
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II.  ZEHN FRAGEN ZUM SOMMER DER ENTSCHEIDUNG 

 
„Wenn die AfD zur Macht käme, dann wäre für mich wirklich die Grundsatzüberlegung, 

ob ich nach 72 Jahren meine Heimat verlassen würde.“27  

Reiner Haseloff (CDU), 2011–2026 Ministerpräsident von 

Sachsen-Anhalt zur „Bild“ im Juni 2025 

 

Im Sommer 2026 stehen Deutschlands Demokraten vor einer Entscheidung, die sie seit Jahren 

vor sich herschieben: ob und wann sie die Frage nach der Verfassungsmäßigkeit der AfD dem 

dafür allein zuständigen Gericht – dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe – vorlegen.  

 

Um diese Debatte ranken sich viele Missverständnisse; darüber, was ein Parteiverbotsverfahren 

ist, was es nicht ist und auch warum es heute so sehr auf den Zeitpunkt ankommt. Zehn Fragen 

und Antworten zur Orientierung in einem historischen Sommer.  

 

 

1. Kann man in Deutschland eine Partei verbieten? 

 
„Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, 

die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder 

den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, sind verfassungswidrig.“ 

Grundgesetz, Artikel 21  

 

Ja. Das Grundgesetz sieht das ausdrücklich vor. Nach Artikel 21 Absatz 2 sind Parteien 

verfassungswidrig, die „darauf ausgehen“, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu 

beeinträchtigen oder zu beseitigen; über die Verfassungswidrigkeit entscheidet allein das 

Bundesverfassungsgericht.28 Zweimal ist dies bereits geschehen: 1952 verbot das Gericht die 

rechtsextreme Sozialistische Reichspartei, 1956 die KPD.29  

 

Die Hürden für ein Parteiverbot sind hoch – und das zu Recht. Im letzten Urteil zur NPD von 

2017 verlangt das Gericht eine verfassungsfeindliche Gesinnung, „planvolles Handeln“ und die 

„Potentialität“, die Ziele auch erreichen zu können; ein bloßes Gesinnungsverbot darf das 

Parteiverbot nicht sein.30 Es geht also nicht darum „rechtsextreme Gesinnung“ zu verbieten. Es 

geht darum zu verhindern, dass Feinde des Grundgesetzes die darauf aufbauende Demokratie 

und Grundwerte wie den Respekt der Menschenwürde aller planvoll zerstören könnten.  

 

Dahinter steht das Prinzip der wehrhaften oder streitbaren Demokratie: Die Bundesrepublik 

nimmt nicht hin, dass ihre Feinde die Freiheit nutzen, um die Freiheit abzuschaffen. Im NPD-

Urteil hat das Gericht dieses Konzept neu vermessen und betont, dass die freiheitliche 

demokratische Grundordnung im Kern die Menschenwürde, das Demokratieprinzip und die 

Rechtsstaatlichkeit schützt. Damit ist etwa ein an die ethnische „Volksgemeinschaft“ 

anknüpfendes Konzept, das Menschen diese Würde abspricht, mit den unveränderbaren Werten 

des Grundgesetzes unvereinbar.  

 

 
27  Reiner Haseloff (CDU) in „Bild“, Mitte Juni 2025; Tagesspiegel und t-online, 16. Juni 2025. 
28  Art. 21 Abs. 2 GG sowie § 13 Nr. 2 und §§ 43 ff. Bundesverfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG). 
29  BVerfG, Urteil vom 23. Oktober 1952 (Sozialistische Reichspartei, BVerfGE 2, 1) und Urteil vom 17. 

August 1956 (Kommunistische Partei Deutschlands, BVerfGE 5, 85). 
30  BVerfG, Urteil vom 17. Januar 2017 – 2 BvB 1/13 –, BVerfGE 144, 20 (NPD). Das Merkmal des 

„Darauf-Ausgehens“ verlange planvolles Handeln und die „Potentialität“, die verfassungsfeindlichen 

Ziele auch erreichen zu können. Zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung zählten vor allem 

Menschenwürde, Demokratieprinzip und Rechtsstaatlichkeit.  
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Nur drei Institutionen können beantragen, dass die Verfassungsmäßigkeit einer Partei geprüft 

wird: die Bundesregierung, der Bundestag oder der Bundesrat. Nur eine Institution kann 

darüber entscheiden: das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. Die Hürden sind hoch. So 

will es das Grundgesetz.  

 

 

2. Ist ein Parteiverbot undemokratisch? 
 

„Die „streitbare Demokratie“ will gerade den Missbrauch grundrechtlich geschützter 

Freiheiten zur Abschaffung der Freiheit verhindern … Müsste der Eintritt einer 

konkreten Gefahr abgewartet werden, könnte ein Parteiverbot möglicherweise erst 

zu einem Zeitpunkt in Betracht kommen, zu dem die betroffene Partei bereits eine so 

starke Stellung erlangt hat, dass das Verbot nicht mehr durchgesetzt werden kann … 

Daher zielt Art. 21 Abs. 2 GG darauf ab, nach der Maxime „Wehret den Anfängen“ 

frühzeitig die Möglichkeit des Vorgehens gegen verfassungsfeindliche Parteien zu 

eröffnen. Das Parteiverbotsverfahren hat seiner Natur nach den Charakter einer 

Präventivmaßnahme.“  Bundesverfassungsgericht, Urteil zur NPD, 2017.  

 

Nein. Parteiverbote gehören zum Instrumentarium vieler europäischer Demokratien. Die 

Gründungsmitglieder der ersten europäischen Gemeinschaften haben unterschiedliche Parteien 

verboten. Die Annahme, ein Parteiverbot sei ein exotischer, per se undemokratischer Vorgang, 

ist falsch. Das zeigt die vergleichende Forschung. Der Osnabrücker Rechtsprofessor Hermann 

K. Heußner fasst sie zusammen: „Zwischen 1945 und 2015 waren in 20 von insgesamt 37 

Demokratien Europas insgesamt 52 Parteien betroffen. Parteiverbote kommen also häufiger 

vor, als man gemeinhin annimmt.“31 

 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat solche Verbote unter klaren 

Voraussetzungen für zulässig erklärt. Maßstab ist Artikel 11 der Europäischen 

Menschenrechtskonvention, die Vereinigungsfreiheit: Ein Verbot muss gesetzlich vorgesehen, 

auf einen legitimen Zweck gerichtet und „in einer demokratischen Gesellschaft notwendig“ 

sein. Der Gerichtshof prüft das in drei Schritten – legitimer Zweck, ein „dringendes soziales 

Bedürfnis“ und die Verhältnismäßigkeit.32 In der Leitentscheidung Refah Partisi gegen die 

Türkei (2003) hielt er ein Verbot für gerechtfertigt, wenn eine Partei eine hinreichend reale 

Gefahr für die Demokratie darstellt. Spanien verbot 2003 die baskische Herri Batasuna. Der 

Gerichtshof bestätigte 2009 das spanische Verbot.33  

 

Das Bundesverfassungsgericht hat seinen eigenen Maßstab ausdrücklich an dieser 

Rechtsprechung ausgerichtet: Im Bereich der wehrhaften Demokratie, so das NPD-Urteil, 

verfolge die Konvention dasselbe Konzept wie das Grundgesetz. 34  Wer aber den im 

Grundgesetz vorgesehenen Gang nach Karlsruhe als undemokratisch brandmarkt, verkennt, 

dass die Möglichkeit, verfassungsfeindliche Parteien rechtsstaatlich prüfen zu lassen, zum 

europäischen Demokratieverständnis gehört. Und wer behauptet, es gehe bei einem solchen 

Verfahren ohnehin nur darum, dass Parteien ihre politische Konkurrenz ausschalten wollen, hat 

 
31  Hermann K. Heußner, Professor für Öffentliches Recht und Recht der Sozialen Arbeit an der Hochschule 

Osnabrück, „Platzverweis für Rechts: Über ein mögliches AfD-Verbot“, IPG-Journal (Friedrich-Ebert-

Stiftung), August 2025 (ipg-journal.de). 
32  Art. 11 EMRK (Vereinigungsfreiheit). Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) prüft 

ein Parteiverbot in drei Schritten: legitimer Zweck, „dringendes soziales Bedürfnis“ und 

Verhältnismäßigkeit der Maßnahme (vgl. EGMR, Refah Partisi u. a. gegen Türkei, Urteil vom 13. Februar 

2003, Nr. 41340/98 u. a., § 104). 
33  EGMR, Refah Partisi u. a. gegen Türkei, 13. Februar 2003. EGMR, Herri Batasuna und Batasuna gegen 

Spanien, Urteil vom 30. Juni 2009, Nr. 25803/04 u. a..  
34  BVerfGE 144, 20 (NPD, 2017). 

https://www.ipg-journal.de/rubriken/demokratie-und-gesellschaft/artikel/platzverweis-fuer-rechts-8463/
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das Konzept der wehrhaften Demokratie nicht verstanden oder zweifelt an der Unabhängigkeit 

oder Kompetenz des Bundesverfassungsgerichts. 

 

Der Bonner Staatsrechtslehrer Klaus Ferdinand Gärditz hat sich ausführlich mit diesem 

Einwand auseinandergesetzt. Sein Kernargument: Ein Parteiverbot richtet sich nicht gegen 

Meinungen, Ideen oder den politischen Wettbewerb als solchen, sondern hält eine 

extremistische Partei davon ab, die Rechtsordnung mit den Machtmitteln des Staates 

umzustürzen. In seinem grundlegenden Beitrag „Für ein Verbot der AfD – zum Schutz der 

Demokratie“ schreibt er: 

 
„Das demokratisch aggressive Parteiverbot dient nicht dazu, Ideen oder Überzeugungen zu 

unterbinden; es ist kein Gesinnungs- oder Weltanschauungsverbot. Verbotsverfahren 

sollen extremistische Parteien aber von den politischen Machtmitteln fernhalten, die 

Rechtsordnung in einer Weise umzugestalten, die mit den egalitär-freiheitlichen Prämissen 

des Grundgesetzes inkompatibel wäre.“35 

 

Das Parteiverbot ist kein Akt der Machtsicherung, sondern eine Vorsichtsmaßnahme der 

Verfassung gegen den Fall, dass die Wahlurne den Extremismus nicht mehr kleinhält.36 Statt 

vor allem über jene zu sprechen, die eine verbotene Partei „nicht mehr wählen könnten“, solle 

man über die Menschen nachdenken, für die diese Partei „eine reale Bedrohung“ sei; die 

Kosten des Nichthandelns träfen zuerst die als Feindbild markierten Gruppen:37 

 
„Das Verbot der AfD dient gerade nicht der kurzfristigen Entledigung unliebsamer 

Konkurrenz; es ist vielmehr ein dogmatisch ausgereiftes und in der Verfassungstradition 

verankertes Schutzinstrument, das die deutsche Demokratie vor langfristigen Schäden 

bewahren soll. Das Grundgesetz etabliert eine wertegebundene Ordnung, keinen 

Gesinnungsstaat. Ein Parteiverbot aber verbietet nicht die individuelle Gesinnung.“38 

 

Parteiverbote sind in Europa weder ein Ausnahmefall noch ein Routineinstrument. Sie bleiben, 

wie Gärditz es formuliert, ein institutioneller Selbstschutz für den Ernstfall. 

 

 

3. Warum fürchtete die AfD letztes Jahr einen Verbotsantrag? 

 
„Krah in Magdeburg, Sellner in Wien – das sind Zahnräder, das ist die gelungene 

Verschränkung von Vorfeld und Partei, von Nachdenken und Umsetzen.“  

Identitärer Herausgeber Götz Kubitschek, 202339 

 

Weil einer ihrer eigenen Juristen sie eindringlich davor warnte. Maximilian Krah, 

Bundestagsabgeordneter und früherer Europaabgeordneter, mahnt seit 2025 öffentlich, jeder 

Kontakt mit Martin Sellner und der Identitären Bewegung sei brandgefährlich. Krah stützte sich 

auf die Rechtsprechung – etwa auf den Beschluss aus Leipzig, mit dem das 

Bundesverwaltungsgericht sich mit dem Magazin Compact beschäftigte und dabei das an die 

 
35  Klaus Ferdinand Gärditz, „Für ein Verbot der AfD – zum Schutz der Demokratie“, Blätter für deutsche 

und internationale Politik, Heft 11/2023, S. 37–40 (blaetter.de). 
36  Ebenda, S. 40; zitiert auch in Humanistische Union, „Wehrhafte Demokratie – zur Diskussion um ein 

AfD-Verbot“, Vorgänge Nr. 243 (humanistische-union.de). 
37  Klaus Ferdinand Gärditz; zitiert nach Mathias Hong, „Grundrechtsverwirkung und Parteiverbote gegen 

radikale AfD-Landesverbände (Teil III)“, Verfassungsblog, 4. Juni 2025. 
38  Ebenda. 
39  Sezession, Magdeburg und Wien, Krah und Sellner, die Partei und ihr Vorfeld, 31. Juli 2023. 

https://www.blaetter.de/ausgabe/2023/november/fuer-ein-verbot-der-afd-zum-schutz-der-demokratie
https://sezession.de/67798/magdeburg-und-wien-krah-und-sellner-die-partei-und-ihr-vorfeld
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ethnische „Volksgemeinschaft“ anknüpfende Remigrationskonzept als menschenwürdewidrig 

brandmarkte.40 So erklärte das Gericht im Sommer 2025:  

 
„Mit der Menschenwürde sind weder ein rechtlich abgewerteter Status noch demütigende 

Ungleichbehandlungen vereinbar. Dies gilt insbesondere, wenn derartige 

Ungleichbehandlungen gegen die Diskriminierungsverbote des Art. 3 Abs. 3 GG 

verstoßen. Das ist bei dem sog. ‚Remigrationskonzept’ der Fall, das ein Vordenker der 

Identitären Bewegung, Martin Sellner, entworfen hat. Diese Vorstellungen missachten – 

jedenfalls soweit sie zwischen deutschen Staatsangehörigen mit oder ohne 

Migrationshintergrund unterscheiden – das sowohl durch die Menschenwürde als auch das 

Demokratieprinzip geschützte egalitäre Verständnis der Staatsangehörigkeit. Denn sie 

gehen von einer zu bewahrenden ‚ethnokulturellen Identität’ aus und behandeln deshalb 

deutsche Staatsangehörige mit Migrationshintergrund als Staatsbürger zweiter Klasse. 

Diejenigen, ‚die sich nicht assimilieren können oder wollen’, sollen zumindest durch Druck 

– insbesondere durch eine ‚Politik der De-Islamisierung’ – zur ‚Remigration’ in ihre 

Herkunftsländer bewegt werden.“41 

 

 

 

Martin Sellner auf X: Cem Özdemir sei ein „Kolonisator“, die AfD identitär erfolgreich. 

 

 
40  Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 14. August 2024 – 6 VR 1.24 – (vereinsrechtliches Verbot 

des Magazins COMPACT). Urteil vom 24. Juni 2025. 
41  BVerwG, Pressemitteilung, 24. Juni 2025. 

https://www.bverwg.de/de/pm/2025/48
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Maximilian Krah im Interview mit der FAZ, 2026. 

 

 

Solange die AfD dieses Konzept vertrete oder auch nur offenlasse, so Krah, sei die gerichtliche 

Bestätigung als „gesichert rechtsextrem“ kaum abzuwenden; das Konzept sei „garantiert 

verfassungsfeindlich“. Krah ist kein Gemäßigter: Er hatte selbst radikale Positionen vertreten 

und zeitweise Personal aus dem identitären Spektrum beschäftigt; gerade deshalb wog seine 

Warnung schwer – und sie trug ihm einen offen ausgetragenen Streit mit Vordenkern der Neuen 

Rechten wie Götz Kubitschek ein.42 Krah sah eine doppelte Gefahr: dass ein Verfahren in 

Karlsruhe den Aufstieg der AfD bremsen könnte – und dass schon der Gang vor Gericht eine 

schwere Hypothek wäre. Über jeder Veranstaltung werde dann stehen, gegen die Partei laufe 

ein Verbotsverfahren; allein dessen Durchführung sei womöglich „schädlicher“ als am Ende 

selbst ein Urteil, die Partei sei nicht verfassungswidrig. 

 

 

4. Warum fürchtete die AfD dieses Jahr kein Verfahren? 

 
„Der AfD-Landesverband Thüringen ist seit Jahren gesichert rechtsextremistisch ... Ich 

spreche mich für die Einleitung eines Verbotsverfahrens gegen diesen Landesverband aus.“

   Felor Badenberg, Berliner Justizsenatorin im November 202543 

 

Weil die AfD den zuständigen Institutionen – der Bundesregierung, dem Bundestag und dem 

Bundesrat – den Schritt nicht mehr zutraut. Denn: Die Worte waren bislang oft stark, Taten 

aber blieben aus. Die SPD beschloss auf ihrem Bundesparteitag im Juni 2025 einstimmig, die 

Verfassungsorgane sollten „unverzüglich die Voraussetzungen“ für ein Verfahren schaffen – 

 
42  Krah hatte in der Vergangenheit selbst radikale Positionen vertreten. Seine Warnungen trugen ihm eine 

offen ausgetragene Auseinandersetzung mit Vordenkern der Neuen Rechten wie Götz Kubitschek ein.  
43  Süddeutsche Zeitung, „Wenn unsere Demokratie nicht ihre Waffen zeigt, wird die AfD sie zerstören“, 28 

November 2025. 

https://www.sueddeutsche.de/projekte/artikel/politik/afd-verbot-argumente-pro-contra-interview-e311402/
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und tat seither nichts dergleichen.44 Die CDU veröffentlichte im Frühjahr 2026 eine 34-seitige 

Broschüre mit dem Titel „Abstieg für Deutschland. Keine Alternative“, die die AfD als 

„demokratieschädlich, antisemitisch und völkisch“ bezeichnet, und verschickte sie samt 

Muster-Austrittsschreiben sogar an alle AfD-Bundestagsabgeordneten.45 Geschehen ist sonst 

nichts.  

 

Es fehlte auch nicht an klaren Worten der Parteichefs: Friedrich Merz nannte die AfD „eine 

Partei, die in der Tradition des schlimmsten Unrechts unseres Landes steht“; im Januar 2025 

sagte er: „Diese Partei ist eine in großen Teilen rechtsextreme Partei. Diese Partei untergräbt 

das Fundament unserer Demokratie. Sie hat im Übrigen das Ziel, die CDU zu vernichten. Es 

gibt keine tieferen Gräben im Deutschen Bundestag als zwischen der CDU/CSU-Fraktion und 

der AfD.“46 Im Oktober 2025 sagte er: „Die AfD stellt nicht nur die Politik der letzten zehn 

Jahre in Frage. Die AfD stellt die Grundentscheidungen der Bundesrepublik Deutschland in 

Frage, so wie sie seit 1949 getroffen worden sind.“47 Lars Klingbeil erklärte, es dürfe in dieser 

Frage „kein Taktieren mehr geben“; Markus Söder nennt die AfD „Hofnarren Putins“ und warnt 

davor, zum „Steigbügelhalter wie in Weimar“ zu werden.48 Was daraus aber bislang folgte, hat 

die AfD in Sicherheit gewiegt: nichts.  

 

Demokraten beklagen, beraten, zögern, verschieben, suchen Ausreden – und je länger das 

dauerte, desto sicherer fühlte sich die AfD. 

 

 

5. Wie verhält sich die AfD ohne diese Furcht? 

 

Über Jahre pflegten die radikalsten Kräfte der AfD eine Strategie der bestreitbaren Nähe: Man 

teilte die Ziele des sogenannten Vorfeldes, hielt aber nach außen Abstand. Damit ist es vorbei.  

Die AfD tritt seit einigen Wochen so offen radikal auf wie noch nie. Seit Anfang 2026 zeigen 

sich die radikalsten Kräfte – vor allem, aber nicht nur in Brandenburg und Thüringen – 

unverhohlen gemeinsam mit der Identitären Bewegung. Sie versprechen eine Abschiebepolizei 

nach dem Vorbild der US‑Behörde ICE.  

 

Am 30. Mai 2026 traten führende AfD-Politiker beim zweiten „Remigration Summit“ in 

Portugal offen und gemeinsam mit der Leitfigur der Identitären Bewegung, Martin Sellner, 

auf. 49  „Remigration“ meint dabei nicht beschleunigte Abschiebungen auf asyl- und 

ausländerrechtlicher Grundlage, sondern die erzwungene Entfernung von Einwanderern, 

Flüchtlingen und selbst Staatsbürgern aufgrund von Herkunft, ethnischer Zugehörigkeit oder 

 
44  SPD-Bundesparteitag, Juni 2025: Die zuständigen Verfassungsorgane sollten „unverzüglich die 

Voraussetzungen“ schaffen, um die Verfassungswidrigkeit der AfD feststellen zu lassen. 
45  CDU, „Abstieg für Deutschland. Keine Alternative. Demokratieschädlich. Antisemitisch. Völkisch“, 34-

seitige Broschüre aus dem Konrad-Adenauer-Haus, erstmals auf dem Bundesparteitag in Stuttgart 

(Februar 2026) verteilt; im Mai 2026 samt Muster-Austrittsschreiben an die AfD-

Bundestagsabgeordneten verschickt. Tagesspiegel, 28. Mai 2026; taz, 21. Mai 2026. 
46  Bundestag, Rede Friedrich Merz, 211. Sitzung, 31. Januar 2025 
47  Youtube, Rede Friedrich Merz, Berlin, 20. Oktober 2025 
48  Friedrich Merz, Juni 2026; Lars Klingbeil nach der nachrichtendienstlichen Einstufung der AfD; Markus 

Söder („Hofnarren Putins“, Warnung vor dem „Steigbügelhalter wie in Weimar“).  
49   Zum zweiten „Remigration Summit“ am 30. Mai 2026 (als „Porto“ beworben, ausgerichtet andernorts in 

Portugal) mit rund 500 Teilnehmern vgl. Global Project Against Hate and Extremism (GPAHE), Bericht 

zum „Remigration Summit“, 3. Juni 2026, globalextremism.org. Zu den Trägern zählten Sellners „Institut 

für Remigration“ und die schweizerische Gruppe „Junge Tat“. 

https://www.bundestag.de/mediathek/video?videoid=7629193
https://www.youtube.com/watch?v=qquurE_zdn0
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zugeschriebener kultureller Zugehörigkeit – nach dem Wortlaut der Veranstalter ausdrücklich 

auch eingebürgerter Deutscher.50 

 

 

Das Gesicht der AfD, die Zukunft Deutschland und Europas?  

 

Auf der Rednerliste standen mit Björn Höcke, der per Videobotschaft zugeschaltet wurde, und 

der Brandenburger Landtagsabgeordneten Lena Kotré zwei Vertreter von Landesverbänden, 

die der Verfassungsschutz als gesichert rechtsextremistisch einstuft.51 Brisant war das vor allem 

deshalb, weil die Parteispitze ihren Mitgliedern noch im Februar 2026 ausdrücklich untersagt 

hatte, gemeinsam mit Sellner aufzutreten. In Porto war die AfD dennoch bis in den 

Bundesvorstand vertreten: Mit dem stellvertretenden Bundessprecher Kay Gottschalk suchte 

erstmals ein Mitglied der Parteiführung so unverhohlen den öffentlichen Schulterschluss mit 

Sellner und dessen völkischer Ideologie.52 

 

Wie weit dieser Schulterschluss reicht, zeigte der Auftritt von Gregory Bovino, der von Oktober 

2025 bis Januar 2026 als Chef der US‑Grenzpolizei die Massenabschiebungen der Trump-

Regierung leitete – eine Amtszeit, die durch die tödlichen Schüsse auf zwei US‑Bürger durch 

ihm unterstellte Beamte überschattet wurde.53 Gottschalk filmte sein Gespräch mit Bovino, 

nannte ihn „legendär“ und fragte ihn, ob man „dasselbe auch in Deutschland und Europa“ tun 

könne; Bovino antwortete „Kay, absolut!“, bot seine Hilfe an und nahm eine Einladung in den 

 
50  So die offizielle Website des „Remigration Summit“, zitiert nach CORRECTIV, Bericht zum zweiten 

„Remigration Summit“, Anfang Juni 2026, correctiv.org. „Remigration“ wird dort als Antwort auf den 

angeblichen „Bevölkerungsaustausch“ beschrieben und schließt nach dem Wortlaut der Veranstalter 

ausdrücklich auch eingebürgerte Migrantinnen und Migranten ein. 
51  GPAHE, Bericht zum „Remigration Summit“, 3. Juni 2026. Höcke ist Vorsitzender des seit 2021 als 

gesichert rechtsextremistisch eingestuften Landesverbandes Thüringen; Kotré gehört dem ebenfalls so 

eingestuften Landesverband Brandenburg an. 
52  CORRECTIV, Bericht zum zweiten „Remigration Summit“, Anfang Juni 2026. Die AfD-Spitze hatte im 

Februar 2026 ausdrücklich klargestellt, dass Parteimitglieder Sellner meiden sollen; nach Einschätzung 

der Rechercheure suchte mit dem stellvertretenden Bundessprecher Kay Gottschalk erstmals ein Mitglied 

des Bundesvorstands so offen den öffentlichen Schulterschluss mit Sellner. 
53  Gregory Bovino leitete von Oktober 2025 bis Januar 2026 als Chef der US-Grenzpolizei die 

Massenabschiebungen der Trump-Regierung; seine Amtszeit wurde durch die tödlichen Schüsse auf zwei 

US-Bürger durch ihm unterstellte Beamte überschattet. NBC News, zitiert nach GPAHE, Bericht zum 

„Remigration Summit“, 3. Juni 2026. 
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Deutschen Bundestag an.54  Damit verbindet sich Porto unmittelbar mit der Programmatik 

mehrerer Landesverbände: Die bayerische AfD-Fraktion beschloss im Januar 2026 eine „Asyl-

, Fahndungs- und Abschiebegruppe“ nach dem Vorbild der US‑Behörde ICE, die AfD Sachsen-

Anhalt plant eine „Task Force Abschiebungen“.55 

 

Förmlich gebunden haben sich führende AfD-Politiker schließlich über den „Save Europe Act“, 

eine von Sellner mitinitiierte Europäische Bürgerinitiative, deren Forderungen seinem 

Remigrationskonzept folgen; unter den namentlich genannten Erstunterzeichnern führt die 

Initiative Björn Höcke.56 Das ist juristisch von Gewicht, denn deutsche Gerichte haben dieses 

Konzept bereits beanstandet. Doch diese AfD hat keine Angst mehr davor, als „Sellner-Partei“ 

zu gelten. Björn Höcke fordert inzwischen sogar offen, den nicht mehr durchgesetzten 

Unvereinbarkeitsbeschluss zu kippen, der Mitgliedern der Identitären Bewegung den Beitritt 

zur AfD verwehrt.  

 

 

Martin Sellner, Theoretiker der „Remigration“ und AfD-Vordenker  

 

 

6. Hat ein Gericht in Köln die AfD nicht weißgewaschen? 

 

Nein, das hat es nicht. Das Verwaltungsgericht Köln entschied am 26. Februar 2026 nur im 

Eilverfahren, dass der Verfassungsschutz die Gesamtpartei vorläufig – bis zum Abschluss des 

Hauptsacheverfahrens – nicht öffentlich als „gesichert rechtsextremistisch“ bezeichnen darf. 

Die AfD bleibt zu Recht Verdachtsfall; an dieser seit Juli 2025 rechtskräftigen Einstufung 

ändert der Beschluss nichts.57 Das Gericht zweifelte ausdrücklich nicht daran, dass es in der 

AfD verfassungsfeindliche Bestrebungen und menschenwürdewidrige Positionen gibt; es sah 

die menschenwürderelevanten Äußerungen auf Bundesebene aber noch nicht so „verdichtet“, 

dass dem Gesamtbild der Partei eine verfassungsfeindliche Grundtendenz zu entnehmen sei. 

Auf Landesebene ist die Lage längst eindeutiger: Fünf Landesverbände – Thüringen, Sachsen, 

Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Niedersachsen – sind als gesichert rechtsextremistisch 

 
54  taz, 2. Juni 2026, taz.de, sowie Tagesspiegel, 2. Juni 2026, zum von Gottschalk selbst veröffentlichten 

Video seines Gesprächs mit Bovino. 
55  CORRECTIV, Bericht zum zweiten „Remigration Summit“, Anfang Juni 2026. 
56  Save Europe Act, save-europe-act.com, Unterzeichnerseite, abgerufen Juni 2026; vgl. GPAHE, Bericht 

zum „Remigration Summit“, 3. Juni 2026.  
57  Verwaltungsgericht Köln, Beschluss vom 26. Februar 2026 – 13 L 1109/25 –. Es handelt sich um eine 

vorläufige Entscheidung im Eilverfahren (Akten über 7000 Seiten, 1,5 Terabyte).  
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eingestuft; in Sachsen hat das Oberverwaltungsgericht Bautzen das bestätigt, in Thüringen hat 

die AfD die Einstufung nicht einmal angefochten.58  

 

Genau hier setzt ein Argument an, das der Staatsrechtler Klaus Ferdinand Gärditz schon im 

September 2023 in der FAZ formulierte: Die freiheitliche demokratische Grundordnung sei 

nicht erst dann gefährdet, wenn der Gesamtstaat unterwandert werde; es genüge, dass dies auf 

der Ebene eines Landes geschehe – zumal im deutschen Exekutivföderalismus die 

Hauptverantwortung für die Machtmittel der Exekutive, vor allem die Polizei, bei den Ländern 

liegt.59 Ein Verbotsantrag muss zwar gegen die Gesamtpartei eingebracht werden, kann sich 

aber auf einzelne, hochwahrscheinlich verfassungswidrige Landesverbände konzentrieren.60 

Mit Blick auf Thüringen und Brandenburg ist dieses Argument heute dringlicher denn je. Das 

ist so auch im Bundesverfassungsgerichtsgesetz explizit vorgesehen. Das Gesetz zum 

Bundesverfassungsgericht erklärt nicht nur, wer die Verantwortung hat, das Gericht anzurufen: 

Bundesregierung, Bundestag, Bundesrat. Das Gesetz erklärt auch, worüber das Gericht 

entscheidet:  

 
„Erweist sich der Antrag auf Entscheidung gemäß Artikel 21 Absatz 2 des Grundgesetzes 

als begründet, so stellt das Bundesverfassungsgericht fest, dass die politische Partei 

verfassungswidrig ist. Die Feststellung kann auf einen rechtlich oder organisatorisch 

selbständigen Teil einer Partei beschränkt werden. 61  Mit der Feststellung ist die 

Auflösung der Partei oder des selbständigen Teiles der Partei und das Verbot, eine 

Ersatzorganisation zu schaffen, zu verbinden.“62 

 

 

7. Ergibt eine Brandmauer ohne Verfahren Sinn? 
 

Nein. Die derzeitige Brandmauer ist mehr als nur der Verzicht auf Koalitionen. Sie bedeutet: 

ausgrenzen, wo immer es im Rahmen des Gesetzes möglich ist, keine Kontakte, keine 

Absprachen. Eine solche Politik behandelt die AfD nicht als normale, sondern als gefährliche 

Partei. Wer aber nun eine strikte Brandmauer verteidigt und behauptet, die AfD stehe außerhalb 

des demokratisch Tragbaren, kann nicht gleichzeitig erklären, es sei noch zu früh, die einzige 

dafür zuständige Instanz im Land klären zu lassen, ob der radikalste Landesverband von Björn 

Höcke in Thüringen eine Gefahr für das Land wäre.  
 

Die Zeit spielt gegen diese Politik. Wenn die AfD im Herbst 2026 historische Wahlerfolge 

erzielt und die anderen Parteien bis dahin immer noch nicht erklärt haben, dass sie ein 

Verfahren ernsthaft planen und die Klärung der Verfassungsfeindlichkeit dem dafür 

zuständigen Verfassungsorgan übertragen, wird die Brandmauer einstürzen. Wahrscheinlich 

bräche sie zuerst im Osten, wo die AfD am stärksten ist, und in Teilen der Wirtschaft, die auf 

 
58  Stand Februar 2026 sind fünf Landesverbände vom jeweiligen Landesverfassungsschutz als gesichert 

rechtsextremistisch eingestuft: Thüringen (seit 2021), Sachsen und Sachsen-Anhalt (2023) sowie 

Brandenburg und Niedersachsen (Februar 2026). In Sachsen hat das Oberverwaltungsgericht Bautzen die 

Einstufung bestätigt; in Thüringen hat die AfD sie nicht angefochten. CORRECTIV, 17. Juni 2026. 
59  Klaus Ferdinand Gärditz, FAZ, September 2023; ders. u. a., Verfassungsblog, November 2025: Es genüge 

eine „Potentialität“ auf Landesebene, da im deutschen Exekutivföderalismus die Hauptverantwortung für 

die Machtmittel der Exekutive – vor allem die Polizei – bei den Ländern liege. 
60  § 46 Abs. 2 BVerfGG erlaubt es, die Feststellung der Verfassungswidrigkeit auf einen rechtlich oder 

organisatorisch selbständigen Teil einer Partei – etwa einen Landesverband – zu beschränken; ein Antrag 

kann formal gegen die Gesamtpartei gerichtet sein und sich inhaltlich auf besonders gut belegte 

Landesverbände konzentrieren (so u. a. Gärditz, Lübbe-Wolff, Rath, Ogorek). 
61  § 46 BVerfGG, Absatz 1 und 2. 
62  § 46 BVerfGG, Absatz 3, abgerufen am 15. Dezember 2025. 

https://www.gesetze-im-internet.de/bverfgg/__46.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bverfgg/__46.html
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eine Normalisierung drängen würden. Dies würde auch Spannungen innerhalb von CDU und 

CSU dramatisch verschärfen.  
 

Die Inkohärenz in der Politik gegenüber der AfD trat im Mai 2026 auch in einer Fernsehdebatte 

des Senders Phoenix mit Klarheit zutage. Unter dem Titel „Umgang mit der AfD – Abschotten 

oder einbinden?“ diskutierten Gäste unterschiedlicher Herkunft: der Cicero-Chefredakteur 

Alexander Marguier; der Historiker Andreas Rödder von der Denkfabrik R21, der vor einer 

illiberalen Selbstüberhebung der „Freunde der Demokratie“ warnt, und der Jurist und Publizist 

Heribert Prantl. Und obgleich ihre Ausgangspunkte auseinanderlagen, plädierten am Ende alle 

drei für ein Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht.63 Prantl argumentierte, es könne 

nicht Sache der Verwaltungsgerichte sein, im Klein-Klein widersprüchlicher Eilbeschlüsse 

darüber zu befinden, ob eine Partei rechtsextrem sei; diese Prüfung gehöre nach Karlsruhe. 

Marguier, dem Brandmauer-Gedanken sonst fern, zog denselben Schluss: Man solle ein 

Verbotsverfahren auf den Weg bringen, an dessen Ende man sehe, „was Sache ist“. Ebenso 

aufschlussreich war die Reaktion von Andreas Rödder. Er lehnt das Etikett „Nazi“ für die AfD 

ab, hält moralische Dauerempörung für kontraproduktiv und wirbt dafür, sich von der AfD 

„abzugrenzen, statt auszugrenzen“. Aber auch er war nun für ein Verbotsverfahren aus Gründen 

der Kohärenz. Entweder die AfD sei aktiv verfassungswidrig und arbeite auf die Abschaffung 

der Demokratie hin – das seien juristische Kategorien –, dann gehöre sie verboten, ob klein 

oder groß. Oder sie sei es nicht. Eine Partei als verfassungsfeindlich zu behandeln und 

gleichzeitig die zuständige Instanz nicht darüber entscheiden lassen zu wollen ergibt keinen 

Sinn.64 
 

Das ist der Kern des Problems. Wer eine strikte Brandmauer und Ausgrenzung auf allen Ebenen 

verteidigt, argumentiert damit, die AfD stehe außerhalb dessen, was demokratisch tragbar ist. 

Diese Behauptung ruft allerdings nach einer Prüfung durch das einzige Organ, das sie 

verbindlich klären kann – das Bundesverfassungsgericht. Eine strikte Brandmauer 

aufrechtzuerhalten und zugleich den Gang nach Karlsruhe zu scheuen, heißt, ein Urteil zu fällen 

und seine Überprüfung zu verweigern. Es wäre viel klarer, beides auseinanderzuhalten. Die 

politische Entscheidung ist dabei nicht das Urteil über die Verfassungsmäßigkeit der AfD – das 

obliegt Karlsruhe –, sondern allein die Frage, ob es gute Gründe gibt, einen Antrag zu stellen. 

Dass in einer Phoenix-Runde ein Brandmauer-Kritiker, ein konservativer Historiker und ein 

liberaler Jurist zum gleichen Schluss kommen, zeigt etwas Entscheidendes: Das Argument für 

ein Überprüfungsverfahren hängt nicht an der unsinnigen Parole „AfD gleich Nazis“.65 Es ist 

schlicht nicht kohärent zu behaupten, die AfD sei keine demokratische Partei, sondern eine 

existentielle Gefahr und dann zu sagen, es sei immer noch zu früh, das Gericht damit zu 

befassen.  

 

 

  

 
63  Phoenix, „Umgang mit der AfD – Abschotten oder einbinden?“, 19. Mai 2026. Geladen waren Alexander 

Marguier (Chefredakteur Cicero), Andreas Rödder (Historiker, Denkfabrik R21), Sylvia Pfefferkorn 

(„Welcome Saxony“ e.V.) und Heribert Prantl (Journalist und Autor).  
64  Andreas Rödder, ebenda: „Ich bin für ein Verbotsverfahren. Ja.“ – „Entweder sie ist aktiv 

verfassungswidrig oder sie ist es nicht. Und wenn sie es ist, … dann gehört sie verboten. Und wenn sie 

es nicht ist, dann gehört die Brandmauer beiseitegeschafft, weil es dann dafür keinen Grund gibt.“ Das 

Argument der Parteigröße habe ihm „nie eingeleuchtet“. Zugleich plädierte Rödder dafür, 

verfassungsrechtliche und politische Fragen zu trennen und die „harte kontroverse politische 

Auseinandersetzung in der Sache“ zu führen – „abgrenzen statt ausgrenzen“. 
65  Dazu auch unsere Replik in einem Video auf eine vieldiskutierte Rede zur AfD von Harald Martenstein: 

https://youtu.be/aeZbcCRCQjc?si=PGvRmvknYvlm9Lxr.  

https://youtu.be/aeZbcCRCQjc?si=PGvRmvknYvlm9Lxr
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8. Muss man erst die Landtagswahlen im Herbst abwarten? 

 

Nein. Das Argument ist schon im Ansatz falsch, weil es eine prinzipielle und grundsätzliche 

Frage zu einer taktischen macht. Ob man die AfD für verfassungswidrig hält, darf nicht davon 

abhängen, wie eine Wahl ausgeht. Hält man sie – nach den Entwicklungen der letzten Wochen 

immer klarer nachvollziehbar – für verfassungswidrig, besteht die Pflicht zu handeln. Hält man 

sie nicht dafür, wäre ein Antrag nie richtig.66  

 

Hinzu kommt das Verfahren selbst: Schon in diesem Juli kann der Bundesrat beschließen, den 

Antrag in Karlsruhe zu stellen – so wie er es im Dezember 2012 im Fall der NPD tat. Damals 

vergingen danach noch viele Monate, bis die Materialsammlung fertig und der Antrag Ende 

2013 eingereicht war. 67  In diesem Herbst wird also in jedem Fall keine Partei und kein 

Landesverband verboten. Was aber wohl passieren würde: Demokraten würden klar machen, 

dass ab nun über der AfD das Damoklesschwert schwebt, sich verfassungskonform verhalten 

zu müssen, um nicht doch verboten zu werden, und sich von jenen zu trennen, die dies nicht 

sind. Das träfe die Partei, die ihren Aufstieg derzeit der offenen Radikalisierung verdankt, an 

ihrer empfindlichsten Stelle.  

 

 

9. Wie sicher ist, dass ein Verfahren nicht scheitert?  

 

Wer es für geboten hält zu verhindern, dass identitäre, rechtsextreme Verfassungsfeinde 

irgendwo in Deutschland – im Bund oder in einem Land – die Kontrolle über die Polizei 

erlangen, um dann gegen Minderheiten vorzugehen, für den ist auch das Verbot 

verfassungsfeindlicher AfD-Landesverbände ein Erfolg. Das Bundesverfassungsgerichtsgesetz 

erlaubt es, die Feststellung der Verfassungswidrigkeit auf einen selbständigen Teil – etwa einen 

Landesverband – zu beschränken; ein Antrag zielt gegen die Gesamtpartei, kann sich aber 

inhaltlich auf die radikalsten Verbände konzentrieren. Dass es sich beim Thüringer 

Landesverband um einen solchen Fall handelt, sollte jenen schon heute klar sein, deren 

Stimmen es im Bundesrat braucht – für die nötige Mehrheit von 35 der 69 Stimmen sollte es in 

jedem Fall reichen.68 

 

 

10. Was muss jetzt konkret geschehen? 

 

In seiner Sitzung im Juli 2026 – der letzten vor der Sommerpause – könnte der Bundesrat einen 

Antrag annehmen, beim Bundesverfassungsgericht ein Verfahren einzuleiten. Dafür genügt die 

absolute Mehrheit von 35 der 69 Stimmen.69 Diese Mehrheit ist jetzt erreichbar: Die SPD-

geführten Länder Niedersachsen, Bremen, Hamburg und das Saarland bringen zusammen 

bereits 15 Stimmen ein; kämen Berlin, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und Baden-

Württemberg hinzu, wären es 35 – die nötige Mehrheit.70 Würden Brandenburg, Mecklenburg-

 
66  Die Einleitung eines Verfahrens steht im politischen Ermessen; die Verfassungstreuepflicht engt dieses 

Ermessen jedoch umso stärker ein, je klarer die Voraussetzungen erfüllt sind (Gärditz; Verfassungsblog, 

2025). 
67  Im Fall der NPD beschloss der Bundesrat am 14. Dezember 2012, einen Verbotsantrag zu stellen; 

eingereicht wurde er Anfang Dezember 2013, nachdem die Materialsammlung abgeschlossen war. 
68  Thüringen ist seit 2021 als gesichert rechtsextremistisch eingestuft; die AfD hat dies dort nicht 

angefochten. Im Bundesrat sind von 69 Stimmen 35 die absolute Mehrheit (Art. 51 GG). Zur 

Beschränkung eines Antrags auf Landesverbände siehe oben, § 46 Abs. 2 BVerfGG. 
69  Art. 51 GG: Der Bundesrat hat 69 Stimmen; die absolute Mehrheit beträgt 35.  
70  Jede Landesregierung gibt ihre Stimmen nur einheitlich ab; eine Zustimmung setzt die Einigung der 

jeweiligen Koalition voraus, weshalb die Hürde politisch und nicht arithmetisch ist. 
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Vorpommern, Bayern oder Rheinland-Pfalz mitstimmen gäbe es eine noch größere Mehrheit. 

Auch Berlin hat den Weg gewiesen: Dort beschloss das Abgeordnetenhaus bereits Ende 2025 

auf Initiative von SPD und CDU eine Bundesratsinitiative für ein Verbotsverfahren.71  

 

 

Zusammensetzung des Bundesrats, Juni 2026 

  
Bundesländer Stimmen Ministerpräsident Regierungskoalition 

    

Niedersachsen 6 Olaf Lies (SPD) SPD, Grüne 

Berlin 4 Kai Wegner (CDU) CDU, SPD 

Schleswig-Holstein 4 Daniel Günther (CDU) CDU, Grüne 

Bremen 3 Andreas Bovenschulte (SPD) SPD, Grüne, Linke 

Hamburg 3 Peter Tschentscher (SPD)  SPD, Grüne 

Saarland 3 Anke Rehlinger (SPD) SPD 

Nordrhein-Westfalen 6 Hendrik Wüst (CDU) CDU, Grüne 

Baden-Württemberg 6 Cem Özdemir (Grüne) Grüne, CDU 

Bayern 6 Markus Söder (CSU) CSU, Freie Wähler 

Hessen 5 Boris Rhein (CDU) CDU, SPD 

Brandenburg 4 Dietmar Woidke (SPD) SPD, CDU 

Sachsen 4 Michael Kretschmer (CDU) CDU, SPD 

Sachsen-Anhalt 4 Sven Schulze (CDU) CDU, SPD, FDP 

Thüringen 4 Mario Voigt (CDU) CDU, SPD, BSW 

Mecklenburg-Vorpommern 3 Manuela Schwesig (SPD) SPD, Linke 

Rheinland-Pfalz 4 

 

Gordon Schnieder (CDU) CDU, SPD  

 69   

Gelb: Eher für ein Feststellungsverfahren beim Bundesverfassungsgericht 35 Stimmen.  

Grün: Bislang noch nicht für einen Antrag beim Bundesverfassungsgericht 34 Stimmen. 

 

 

  

 
71  Das Berliner Abgeordnetenhaus beschloss Ende 2025 auf Initiative von SPD und CDU eine 

Bundesratsinitiative für ein AfD-Verbotsverfahren. vorwärts und Tagesspiegel, Dezember 2025. 
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III.  WENN DIESEN SOMMER NICHTS PASSIERT 

 
„Natürlich können die Sorgen und Nöte dieser Menschen mit einem AfD-Verbotsverfahren 

nicht beiseite gewischt werden. Die Wähler würden ja nicht verschwinden, wenn die AfD 

verboten wäre. Die politische Auseinandersetzung ist daher zentral. Aber das 

Verbotsverfahren, wenn es denn zustande kommt, richtet sich gegen eine in Teilen 

rechtsextremistische Partei, die unseren Staat in eine autoritäre Diktatur umbauen möchte, 

in der Menschen nicht mehr gleich sind, nicht mehr gleiche Rechte haben …“ 

Anke Rehlinger, Ministerpräsidentin des Saarlandes, Mai 2025.72 

 

Ein Durchbruch der AfD bei den Herbstwahlen würde nicht nur deutsche Demokraten 

beunruhigen, sondern auch Deutschlands Nachbarn an Deutschlands Verlässlichkeit zweifeln 

lassen.  

 

Deutschland ist der größte europäische Unterstützer der Ukraine und zugleich die logistische 

Drehscheibe für die Verstärkung der NATO-Ostflanke. Würde die AfD das mächtigste Land 

der Europäischen Union auf einen pro-russischen Kurs bringen, bräche dieser Pfeiler weg. Die 

Partei lässt an ihrer Richtung keinen Zweifel: Sie lehnt Sanktionen ab, fordert ein Ende der 

Waffenlieferungen und wirbt für eine „Sicherheit mit Russland“. Co-Parteichef Tino Chrupalla 

erklärte im November 2025, er sehe „aktuell keine Gefahr für Deutschland durch Russland“, 

und verharmloste den Angriffskrieg als Fortsetzung eines „Bürgerkriegs“, der 2014 begonnen 

habe; über Putin sagte er, dieser habe „mir ja nichts getan“.73 Mitbegründer Alexander Gauland 

nannte die Krim schon 2014 „ur-russisches Territorium“ und verteidigte ihre Annexion; deren 

Völkerrechtswidrigkeit räumte er ein, erklärte sie aber für weniger gewichtig als ihre 

„Legitimität“.74  Für Warschau, Tallinn, Vilnius oder Kopenhagen wäre eine Regierung in 

Berlin, die so denkt, spricht und handelt, ein enormes nationales Sicherheitsrisiko.  

 

Am unmittelbarsten träfe ein Wandel in Berlin jene Länder, die die Ukraine am 

entschlossensten stützen und Russland am meisten fürchten – Polen, die baltischen Staaten, die 

nordischen Länder. Wie schnell sich das Verhältnis selbst zwischen engsten Verbündeten 

verschlechtern kann, hat das Jahr 2025 gezeigt. Kaum hatte Donald Trump sein Amt angetreten, 

verwandelte sich Washingtons Verhältnis zu zwei langjährigen Partnern binnen Wochen ins 

Feindselige. Kanada, einen seiner engsten Verbündeten, belegte Trump mit pauschalen Zöllen 

und nannte es wieder und wieder den „51. Bundesstaat“, dessen Regierungschef er als 

„Gouverneur“ verspottete. 75  Dänemark, einem NATO-Gründungsmitglied, drohte er mit 

Strafzöllen und schloss militärische Gewalt nicht aus, um Grönland zu übernehmen; der 

dänische Auslandsnachrichtendienst führte daraufhin erstmals die USA neben Russland und 

 
72  Welt, „Die Wähler würden ja nicht verschwinden, wenn die AfD verboten wäre“, 29 September 2025.  
73  Tino Chrupalla (AfD-Co-Vorsitzender) bei „Markus Lanz“ (ZDF), 11. November 2025: „Ich sehe aktuell 

keine Gefahr für Deutschland durch Russland“. Er verwies auf eine angebliche „Vorgeschichte“ seit 2014 

(ein „Bürgerkrieg“ in der Ukraine) und sagte über Putin: „Mir hat er ja nichts getan“. (ZDFheute). 
74  Alexander Gauland (AfD-Mitbegründer), Rede auf dem AfD-Parteitag in Erfurt, 22. März 2014: Putin 

habe sich „auf eine alte russische, zaristische Tradition besonnen: das Einsammeln russischer Erde“; 

„Kiew, die Kernzelle des russischen Reiches“, könne Russland „nie egal sein“ (wiedergegeben bei 

Heinrich August Winkler, „Die Rückkehr des völkischen Nationalismus“, Internationale Politik, 2014). 

Die Völkerrechtswidrigkeit der Annexion räumte Gauland ein, erklärte aber, „die Legitimität eines 

Handelns“ könne „anders beurteilt werden als seine Legalität“ (Volker Weiß, Die autoritäre Revolte. Die 

Neue Rechte und der Untergang des Abendlandes, Klett-Cotta 2017). Die Krim nannte er „ur-russisches 

Territorium“; Sanktionen lehnte er ab, da sie „niemals die Krim zurück“ brächten (RBB-Inforadio, 

August 2017).  
75  Kanada: Die Trump-Regierung belegte Kanada ab Beginn der zweiten Amtszeit mit pauschalen Zöllen 

(zunächst 25 Prozent) und bezeichnete das Land wiederholt als „51. Bundesstaat“ (NPR; vgl. auch The 

Globe and Mail, 2026).  

https://www.welt.de/politik/deutschland/plus68d4298c3082532dc64d18c5/spd-vize-anke-rehlinger-die-waehler-wuerden-ja-nicht-verschwinden-wenn-die-afd-verboten-waere.html
https://www.zdfheute.de/politik/deutschland/chrupalla-russland-aussagen-putin-entspannungspolitik-100.html
https://internationalepolitik.de/de/die-rueckkehr-des-voelkischen-nationalismus
https://www.npr.org/2025/01/26/nx-s1-5275375/trump-greenland-canada-israel-gaza
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China als Bedrohung der nationalen Sicherheit. 76  Ein früherer dänischer Außenminister 

verglich Trumps Vorgehen mit den deutschen Gebietsforderungen gegenüber Polen in den 

1930er Jahren. 

 

Die Lehre des seit Anfang 2025 offensichtlichen geopolitischen Umbruchs (der kanadische 

Premier Mark Carney sprach von „rupture“) lautet: Vertrauen zwischen Nachbarn, über 

Jahrzehnte gewachsen, kann in wenigen Monaten zerfallen, wenn eine Seite eine aggressive, 

revisionistische und identitär aufgeladene Politik verfolgt. Nirgends wäre eine solche Wirkung 

größer als zwischen Deutschland und Polen, wo die Erinnerung an deutsche Gewalt am 

wachsten ist. Schon heute ist das Verhältnis belastet: Der polnische Präsident Karol Nawrocki 

fordert seit seinem Amtsantritt 2025 unnachgiebig Reparationen von Deutschland und macht 

die Zukunft des Verhältnisses davon abhängig.77 Umgekehrt nennt AfD-Chef Chrupalla Polen 

eine Gefahr für Deutschland – auf die Frage, ob Polen so bedrohlich sein könne wie Russland, 

verwies er darauf, die Interessen Polens seien andere als die deutschen. 78  Käme zum 

bestehenden Misstrauen eine deutsche Regierung mit völkischem Volksbegriff und 

revisionistischer Sprache hinzu, geriete das aufgebaute Vertrauen in einen gefährlichen 

Abwärtssog.  

 

Der Historiker Andreas Rödder, der in der Phoenix-Runde für ein Verfahren plädierte, hat in 

seinem Buch „Wer hat Angst vor Deutschland?“ deutsche Stärke als ein dauerhaftes 

europäisches Problem beschrieben: Deutschlands Gewicht weckt bei seinen Nachbarn bis heute 

zwiespältige Gefühle, und deutsche Politik muss diese Ängste ernst nehmen und in Europa 

investieren, um Vertrauen zu erhalten.79  Vor diesem Hintergrund wäre der Aufstieg einer 

völkischen, antieuropäischen Partei für Deutschland noch gefährlicher: Er würde die alte 

„Angst vor Deutschland“ neu wecken, das mühsam aufgebaute Vertrauen der demokratischen 

Nachbarn untergraben und das Land in einem Moment isolieren, in dem Europa Zusammenhalt 

am dringendsten braucht. Für die größte Volkswirtschaft und das geografische Zentrum der 

Union ist das Vertrauen der Nachbarn aber auch eine Grundbedingung für Sicherheit und 

Wohlstand.  

 

Tritt man einen Schritt zurück, zeigt sich eine Lage, wie sie Europas Demokraten seit 

Jahrzehnten nicht mehr erlebten. Drei Dinge treffen zusammen: ein aggressiver Kreml, der in 

der Ukraine den blutigsten Krieg in Europa seit 1945 führt und sich erklärtermaßen auf weitere 

Kriege vorbereitet; ein Weißes Haus, dessen Bereitschaft, Putin abzuschrecken und Europa 

beizustehen, längst fraglich ist; und extremistische, antieuropäische Parteien, die in den 

Demokratien des Kontinents, auch in Deutschland, so stark sind wie kaum je zuvor. Eine 

 
76  Grönland-Krise: Im Januar 2025 erklärte Trump, er werde Dänemark „auf sehr hohem Niveau“ mit Zöllen 

belegen und schließe militärische Gewalt nicht aus, sollte Kopenhagen die Übernahme Grönlands 

blockieren; ein angespanntes Telefonat mit Ministerpräsidentin Mette Frederiksen wurde berichtet 

(Financial Times). Der dänische Auslandsnachrichtendienst nannte 2025 erstmals die USA neben 

Russland und China als Bedrohung der nationalen Sicherheit (House of Commons Library, 2026).  
77  Karol Nawrocki, polnischer Präsident seit 2025 (der PiS nahestehend): Am 1. September 2025 in 

Westerplatte und beim Berlin-Besuch am 16. September 2025 forderte er „unmissverständlich“ 

Reparationen vom „deutschen Staat“ und machte die Zukunft des Verhältnisses davon abhängig; die PiS 

hatte 2021 bis zu 1,3 Billionen US-Dollar gefordert. Premierminister Donald Tusk mahnte, man müsse 

„verstehen, wer der Feind und wer der Verbündete ist“ (Notes from Poland, September 2025).  
78  Tino Chrupalla bei „Markus Lanz“ (ZDF), 11. November 2025: Auf die Frage, ob Polen für Deutschland 

so bedrohlich sein könne wie Russland, antwortete er, die Interessen Polens seien andere als die 

deutschen, und nannte Polen wegen der Nord-Stream-Frage „eine Gefahr“ (Euronews). 
79  Andreas Rödder, Wer hat Angst vor Deutschland? Geschichte eines europäischen Problems (S. Fischer, 

2018): Rödder zeichnet die fortdauernde „deutsche Frage“ nach – die zwiespältigen Gefühle der 

Nachbarn gegenüber deutscher Stärke – und plädiert dafür, dass Deutschland diese Ängste ernst nimmt 

und in Europa investiert, statt das „Rosinenpicken“ der Nachbarn zu brandmarken. 

https://commonslibrary.parliament.uk/research-briefings/cbp-10472/
https://notesfrompoland.com/2025/09/01/new-polish-president-demands-germany-pay-war-reparations-on-invasion-anniversary/
https://de.euronews.com/2025/11/12/afd-chrupalla-polen
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ähnliche Konstellation gab es vielleicht zuletzt 1948, im Jahr vor der Gründung der NATO. 

Damals standen die Soldaten von Stalins Sowjetunion im Osten, es folgten der Prager Umsturz 

im Februar und die Berliner Blockade ab Juni. Kommunistische Parteien gehörten in Frankreich 

und Italien zu den stärksten Kräften ihrer Länder.80 Doch in einem entscheidenden Punkt war 

1948 günstiger als heute: Die Vereinigten Staaten standen klar auf der Seite der europäischen 

Demokratien. Der Marshallplan lief an, und ein Jahr später führte Washington die Gründung 

der NATO an.81 Dieser Anker ist heute brüchig. Wer die Gefahr ermessen will, muss sich die 

Lage von 1948 ohne die amerikanische Garantie vorstellen. Sie ist ein Augenblick der Gefahr, 

wie ihn die Demokraten Europas seit Generationen nicht erlebt haben. Und in dem es vor allem 

auf ein Land ankommt.  

 

Deutschland ist die größte Volkswirtschaft der Europäischen Union und der Dreh- und 

Angelpunkt der konventionellen Verteidigung der NATO auf dem Kontinent. Politische 

Instabilität in Berlin ist nie allein ein deutsches Problem; sie ist ein kontinentales Risiko. Putin 

kennt Deutschland sehr gut und Moskau verfolgt genau, was hier passiert. Deswegen ist der 

Sommer 2026 nicht nur für Deutschlands Demokratie von entscheidender Bedeutung, sondern 

auch für das demokratische Europa. Analysten halten einen russischen Vorstoß gegen das 

Bündnis gerade dann für denkbarer, wenn Putin zu dem Schluss kommt, der politische 

Zusammenhalt der NATO und die amerikanische Entschlossenheit seien „brüchig“ geworden.82 

Ein Deutschland in der politischen Krise – seine Regierung gelähmt, eine kremlfreundliche 

Partei im Osten an der Macht und im Bundesrat vertreten, sein Band zu Washington brüchig – 

ist eines der deutlichsten Signale von Brüchigkeit, das Europa senden könnte.  

 

Drei Schlüsse folgen daraus. Erstens ist die Entscheidung über ein AfD-Prüfungsverfahren in 

Karlsruhe politisch und lässt sich nicht an Experten auslagern; auch eine von Juristen geprägte 

Republik muss der Versuchung widerstehen, die Suche nach Rechtssicherheit zum Ersatz für 

notwendige politische Entscheidungen zu machen. Die Frage der Verfassungsmäßigkeit gehört 

vor das Organ, das sie verbindlich klären kann – und es ist schon lange inkohärent, eine strikte 

Brandmauer zu verteidigen und zugleich den Gang nach Karlsruhe zu scheuen.  

 

Zweitens ist Momentum eine politische Kraft. Es ist leichter, es zu verhindern, als es 

umzukehren. Es gilt, ein Gefühl der Unausweichlichkeit gar nicht erst entstehen zu lassen. 

Bricht die Brandmauer im Osten und in der Wirtschaft, droht aber genau das. Eine 

Entscheidung für ein Prüfungsverfahren in Karlsruhe im Bundesrat in diesem Sommer aber 

würde nicht nur die AfD überraschen, sondern auch das derzeitige Momentum drehen.   

 

Drittens läuft eine internationale Uhr: ein Amerika, das sich zurückzieht und mit sich selbst 

hadert, ein Russland, das nach Bruchstellen sucht und dabei offen auf die AfD setzt, und ein 

Gefahrenfenster, das sich gerade wieder weit öffnet. Es geht gerade jetzt darum, das Vertrauen 

in ein starkes und verlässliches Deutschland zu erhalten.  

 

 
80  Februar 1948: kommunistische Machtübernahme in der Tschechoslowakei; 24. Juni 1948 bis 12. Mai 

1949: Berliner Blockade. Bei der italienischen Wahl vom 18. April 1948 trat die Democrazia Cristiana 

gegen die kommunistisch-sozialistische Volksfront an; in Frankreich war die Kommunistische Partei eine 

der stärksten Kräfte. Westeuropa empfand seine Demokratien als unmittelbar bedroht. 
81  Der Marshallplan (Foreign Assistance Act) wurde im April 1948 in Kraft gesetzt; der Nordatlantikvertrag 

wurde am 4. April 1949 in Washington unterzeichnet. Die USA waren damals der entscheidende Garant 

der westeuropäischen Sicherheit. 
82  Belfer Center, „Russian Threats to NATO’s Eastern Flank“ (Februar 2026): Eine groß angelegte russische 

Offensive werde „denkbarer“, wenn Putin den politischen Zusammenhalt der NATO und die US-

Entschlossenheit in Europa als brüchig („brittle“) einschätze.  
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Diese Situation erinnert an einen Moment in der Geschichte der damals noch jungen 

Bundesrepublik. In den frühen 1950er Jahren stand der junge Staat zwischen einer expansiven 

Sowjetunion und einer noch ungefestigten Demokratie. Konrad Adenauer entschied damals 

mehrmals schnell und mutig: Westbindung, der Weg in die NATO – und, im Inneren, das erste 

Parteiverbotsverfahren der Republik. Auf Antrag seiner Regierung erklärte das 

Bundesverfassungsgericht am 23. Oktober 1952 die Sozialistische Reichspartei, eine 

Nachfolgeorganisation der NSDAP, für verfassungswidrig und löste sie auf. 83  Es ist 

bemerkenswert, dass jene SRP nicht nur gegen Adenauers Westbindungspolitik war, sondern 

laut amerikanischen Geheimdiensten auch verdeckt aus Moskau Mittel erhielt.84 

 

Adenauers Vermächtnis ist in der Stunde der Gefahr entschlossen auf der Grundlage von 

Prinzipien zu entscheiden. Es gibt nie einen vollkommenen Augenblick. Auch heute geht es 

darum, eine politische Entscheidung zu treffen und die Frage der Verfassungsmäßigkeit dem 

zuständigen Gericht vorzulegen, statt sie zu vertagen. Wie die Ministerpräsidentin des 

Saarlandes (SPD) Anke Rehlinger es einmal ausdrückte: Es geht um das „Wehret den 

Anfängen“.  

 

Damals. Und heute, im Sommer 2026.  

 

 

 

 

 
83  Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 23. Oktober 1952 (1 BvB 1/51, BVerfGE 2, 1): Die Sozialistische 

Reichspartei (SRP) wurde als Nachfolgeorganisation der NSDAP für verfassungswidrig erklärt und 

aufgelöst – das erste Parteiverbot der Bundesrepublik. Die Bundesregierung unter Adenauer hatte den 

Antrag im November 1951 gestellt. 
84  Zur SRP: Henning Hansen, Die Sozialistische Reichspartei (SRP). Aufstieg und Scheitern einer 

rechtsextremen Partei, Droste, Düsseldorf 2007. 


